
Mit einem Osterspaziergang fing
es an, inzwischen war Bodo Rame-
low schon oft am Thüringer Meer,
der Region um die Hohenwarte- und
die Bleilochtalsperre, ist hier unzäh-
lige Kilometer rund ums Meer ge-
wandert. So entstand beim Frakti-
onschef der LINKEN im Thüringer
Landtag die Idee eines Zweckver-
bandes, „denn bei einer Bündelung
der Kräfte wäre es schon mit relativ
einfachen Mitteln möglich, etwas
voranzubringen“.

Zusammengefasst geht es ihm dar-
um, dass die Tourismusvermarktung
zusammengelegt wird, dass die Region
um den Bereich der Saaletalsperren –
inklusive der Plothener Teiche – als zu-
sammenhängendes Tourismusgebiet
entwickelt und vermarktet wird. 

Dabei sollte sich die Ferien-Destina-
tion „Thüringer Meer“ orientieren an
Regionen, wie dem Altmühltal oder
dem Lahnwandergebiet, und übergrei-
fend kooperieren wie am Bodensee.
„Familienfreundlichkeit, Barrierefrei-
heit, Wandern, Wasser- und Radwan-
dern, Kurzurlaube sowie Ferien-Famili-
enfreizeiten, aber auch Wasser- und
Angelurlaub stehen im Vordergrund.
Alles, was Lärm verursacht oder ver-
breitet, sollte möglichst nicht gefördert
oder gar ausgebaut werden. Regionale
Kreisläufe sollen gestärkt und eine na-
turnahe Nutzung soll im Zentrum ste-
hen. Dazu zählen auch Heimische Kü-
che und Regionale Produkte“, heißt es
in dem Papier, über das auch in der
Ostthüringer Zeitung schon ausführlich
berichtet wurde. Keine Intensivierung
oder höherer Flächenverbrauch sollen
das Ziel sein, sondern die optimalere
Nutzung vorhandener Strukturen mit

ner gemeinsamen Datenbank, in der
alles abrufbar ist, was in der Region
vorhanden ist (Wanderwege, Busver-
bindungen, Service wie Gaststätten,
aber auch Schwimmbäder, Museen,
Kulturangebote, Ärzte, Apotheken, Ta-
xen, Schiffsverbindungen etc.) Ein
„Thüringer Meer Pass“ sollte als Prämi-
umkarte zur Nutzung vieler Service-
und Dienstleistungsangebote entwik-
kelt und als zentrales Serviceangebot
implementiert werden. Darin können
Vergünstigungen wie Rabatte einbezo-
gen werden. Alle Gasthäuser, Hotels,
Ferienwohnungen, Bungalows sollten
sich auf einer Internetplattform prä-
sentieren. Die gemeinsame Datenbank
des Zweckverbandes sollte den Ser-
vice entgeltlich dazu anbieten. Dafür
denkbar wären eine Internetzeitung,
ein Videokanal bzw. ein Thüringer-
Meer-Portal als interaktives Angebot.
Lokale TV-Stationen und kostenlose
Werbezeitungen sollten mit einbezo-
gen werden, und gegebenenfalls könn-
te ein Gemeinschaftsverlag gegründet
werden. Der ländliche Raum muss aber
auch überprüft werden auf ärztliche
Versorgung, Pflegestationen, Landam-
bulatorien. 

Wenn am „Thüringer Meer“ Senio-
ren-, Familien- und Behinderten-Touris-
mus entwickelt werden soll, muss das
Notwendige für die Bevölkerung mit
dem Nützlichen für die Gäste verbun-
den werden. Das reicht von der ärztli-
chen Versorgung (Landambulatorien)
über den Dorfladen bis zum Service-
stützpunkt.

Das gesamte Papier im Internet:
http://www.bodo-ramelow.de/nc/ta-
gebuch/post/2013/08/31/das-thu-
eringer-kann-noch-meer/
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„Dass man trotz der massiven
Kritik am Entwurf für ein neues
Lehrerbildungsgesetz keinen Än-
derungsbedarf sieht, ist an Igno-
ranz nicht zu überbieten“, so MdL
Susanne Hennig. Die schriftliche
Anhörung zum Gesetzentwurf im
Bildungsausschuss sei ein Feigen-
blatt. Die Abgeordnete kritisiert,
dass die Unterschiede in den Leh-
rerbildungsgängen für die Regel-
schule in Erfurt und Jena „zemen-
tiert statt abgebaut werden“. Das
bereits verkürzte Referendariat
der Grundschullehrer werde auf
12 Monate gekürzt. Wichtig wäre
gewesen, die Zeit in der zweiten
Phase der Ausbildung für alle
Schularten anzugleichen. Dass
selbst kleine positive Änderungen,
wie die Anpassung der Ausbil-
dungsumfänge der einzelnen
Schularten wieder durch undurch-
sichtige Entscheidungen zunichte
gemacht werden, sei bezeich-
nend. „Man passt nach Jahren
endlich die Studienumfänge an
und erklärt im gleichen Atemzug,
die Anpassung der Löhne sei aber
nicht erforderlich.“ Die LINKE
bringt im Landtag Änderungsan-
träge ein, „denn mit diesem Ge-
setzentwurf ist die Landesregie-
rung sehr tief gesprungen und un-
terirdisch gelandet“.                    

KURZ UND PRÄGNANT

Lehrerbildungsgesetz

besserer Verzahnung müsse im Mittel-
punkt der Aktivitäten eines künftigen
Zweckverbandes „Thüringer Meer“ ste-
hen. Bodo Ramelow geht es aber auch
darum, die Energiegewinnung und -
darstellung rund um das Thema Wind
und Wasserkraft mit einzubinden und
über eine verbindliche Zusammenar-
beit mit Vattenfall Möglichkeiten zum
wechselseitigen Nutzen zu erschlie-

Biosphärenreservat als Regionalentwicklungsmodell
Zur Anhörung des Umweltaus-

schusses zur „Entwicklung des Bio-
sphärenreservates Karstlandschaft
Südharz in Thüringen“ am 13. Sep-
tember hatte der Umweltpolitiker Ti-
lo Kummer erklärt:

„Vielfach gab es eine kritische oder
sogar ablehnende Haltung gegenüber
der Einrichtung eines Biosphärenreser-
vats, insbesondere deshalb, weil massi-
ve Einschränkungen wirtschaftlicher
Entwicklung befürchtet werden.“ Sogar
Ängste vor einem künftigen Betretungs-
verbot in geschützten Waldgebieten sei-
en zum Ausdruck gebracht worden. 

„Diese Bedenken sind aber unbe-
gründet. Offenbar werden die regiona-
len Akteure ungenügend oder sogar
falsch über die Ziele und Vorteile eines
Biosphärenreservats informiert. Und
die Landesregierung trägt mit ihrer Still-
haltetaktik wahrscheinlich noch dazu
bei.“ Auch die in der Anhörung geäußer-
ten Zweifel an der Glaubwürdigkeit der

Umweltverwaltung sind nach Auffas-
sung des LINKEN Landtagsabgeordne-
ten ein schlechtes Zeugnis für die Ar-
beit des zuständigen Ministeriums. In
einem Biosphärenreservat müsse ein
harmonisches Miteinander von wirt-
schaftlicher Nutzung und natürlichen
Kreisläufen gegeben sein. Wichtig sei
zudem, dass sich die Menschen in einer
Region dann besser mit einem Biosphä-
renreservat identifizieren können, wenn
es als Dachmarke verstanden wird. 

Damit könne auch gezielte Wirt-
schaftsansiedlung unterstützt werden.
Positives Beispiel sei die Dachmarke
Rhön, wo regionale Wirtschaftsunter-
nehmen, Landwirtschaft, Gastgewerbe
oder Tourismus gleichermaßen profitie-
ren. Dort funktioniere länderübergrei-
fende Zusammenarbeit seit Jahren.
„Warum sollte dies nicht auch zwischen
Thüringen, Sachsen-Anhalt und Nieder-
sachsen gelingen?“, betonte Tilo Kum-
mer und warb dafür, die Diskussionen in
den Kommunen für ein länderübergrei-

fendes Biosphärenreservat weiterzu-
führen und Chancen abzuleiten, weil in
einem Bundesland allein die Mindest-
größe von 30 000 ha kaum erreichbar
wäre.  „Die Gipskarstlandschaft im Süd-
harz ist europaweit einzigartig und ein
Anziehungspunkt für Naturliebhaber.
Aber auch Gipsabbau muss im Rahmen
vorhandener Genehmigungen und maß-
voll möglich sein.“ Da der Bedarf stei-
gen dürfte, wäre ein Biosphärenreser-
vat gut geeignet, um Produkte zu ent-
wickeln, mit denen der Gipsverbrauch
gesenkt werden kann. Aussichtsreiche
Branchen seien auch die Holzverarbei-
tung oder die Ernährungswirtschaft. „In
den letzten Jahren sind kleine Verarbei-
tungsbetriebe in Größenordnungen ver-
loren gegangen. Diese Lücken wieder
zu füllen, hätte positive Effekte für die
Wertschöpfung und den Aufschwung
der gesamten Region. Biosphärenreser-
vate sind keine Naturschutzinseln, son-
dern können wirkliche Modellregionen
nachhaltiger Entwicklung sein.“

ßen. „Gegebenenfalls sollten auch Ent-
wicklungsarbeiten zur Optimierung
und Gewinnung regenerativer Energien
als Einnahmemöglichkeiten genutzt
und Staumauer, Pumpspeicherwerk,
Staustufen, Wassertunnel, Energiemu-
seum mit als Aktivierungspotential ein-
bezogen werden. Ein zentrales Ziel wä-
re der Erwerb des Eigentums an den
Wasserkraftwerken.“

Vor allem aber sollte ein einheitli-
ches Fremdenverkehrsamt das Herz-
stück des Zweckverbandes sein mit ei-

Wählen ab 16 Jahren
Anlässlich des U18-Wahltages

am 13. September, an dem Jugend-
liche unter 18 Jahren überall in
Deutschland an 1.500 Schulen und
in Jugendeinrichtungen wählten,
hatte die jugendpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, Katharina
König, erklärt: „Die Beteiligung
zeigt, dass die Aussage, junge
Menschen würden sich nicht für
Politik interessieren und könnten
sich keine Meinung bilden, ein Mär-
chen ist! Es wird höchste Zeit, dass
die Landesregierung ihren Wider-
stand gegen eine Absenkung des
Wahlalters aufgibt.“ Jugendprojek-
te, die der Mitbestimmung von Kin-
dern und Jugendlichen dienen,
müssten endlich durch eine eigene
Förderrichtlinie unterstützt wer-
den. In 10 von 16 Bundesländern
dürfen bereits heute junge Men-
schen ab 16 Jahren kommunal mit-
wählen, in vier Bundesländern be-
reits auf Landesebene. CDU und
SPD hatten einen Vorstoß der
Linkspartei, für 2014 16-Jährigen
in Thüringen das Wahlrecht zu ge-
ben, abgelehnt. „Thüringen gehört
heute beim Thema Mitbestimmung
von jungen Menschen deutsch-
landweit zu den Schlusslichtern.
Das muss sich ändern!", betonte
die Abgeordnete. CDU und SPD
seien aufgefordert, ihre Blockade-
haltung aufzugeben und baldmög-
lichst Jugendlichen ab 16 das
Wahlrecht auf kommunaler und
Landesebene zu ermöglichen.


